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AMPLIFA EINKAUFSLEXIKON

Jurisdiction Clause:
Gerichtsstandvereinbarung in Liefer- und
Einkaufsverträgen
Die Jurisdiction Clause (Gerichtsstandvereinbarung) legt vertraglich fest, welches Gericht bei

Streitigkeiten aus einem Liefer- oder Rahmenvertrag örtlich und sachlich zuständig ist. Für

technische Einkäufer ist sie ein zentrales Instrument des Risikomanagements, da sie

Rechtsdurchsetzung, Kosten und Verfahrensdauer maßgeblich beeinflusst. Sie ist von der

Rechtswahl und der Schiedsklausel zu unterscheiden, wird in der Praxis aber häufig mit diesen

kombiniert.

Das Wichtigste in Kürze
• Die Jurisdiction Clause bestimmt das zuständige Gericht für Streitigkeiten aus oder im

Zusammenhang mit einem Vertrag.

• Sie ist Teil der Allgemeinen Geschäftsbedingungen und unterliegt strengen AGB-Kontrollen,

insbesondere bei unangemessener Benachteiligung.

• Typische Varianten sind ausschließliche Gerichtsstände, alternative Gerichtsstände oder

Schiedsklauseln als Ersatz für staatliche Gerichte.

• Bei grenzüberschreitenden Zulieferbeziehungen behandelt das Haager Übereinkommen über

Gerichtsstandsvereinbarungen (2005) die Anerkennung gewählter Gerichte.

• In der Praxis sollten Einkäufer Gerichtsstand, Rechtswahl und Streitbeilegung als

zusammenhängendes Klauselpaket prüfen und nicht isoliert.

Definition: Jurisdiction Clause
Die Jurisdiction Clause ist eine vertragliche Vereinbarung, die festlegt, vor welchem Gericht

Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien ausgetragen werden. Sie regelt die örtliche, häufig auch

die sachliche Zuständigkeit und kann Gerichte der einen oder mehrerer Parteien benennen. Im

deutschen Recht wirkt sie als Gerichtsstandsvereinbarung nach den Regeln der Zivilprozessordnung.

Abgrenzung zur Rechtswahl (Choice of Law)

Die Jurisdiction Clause bestimmt das zuständige Gericht, die Rechtswahl hingegen das anzuwendende

materielle Recht. Beide Klauseln werden häufig zusammen in einem Klauselpaket vereinbart, decken

aber unterschiedliche Ebenen ab. Eine Vereinbarung über deutsche Gerichte schließt nicht automatisch

deutsches Recht ein und umgekehrt. In der Praxis sollte der Einkäufer beide Klauseln auf Konsistenz

prüfen, weil inkonsistente Kombinationen Auslegungsstreitigkeiten und unnötige Kosten erzeugen

können.

Abgrenzung zur Schiedsklausel (Arbitration Clause)

Eine Schiedsklausel verlagert Streitigkeiten von staatlichen Gerichten auf ein Schiedsverfahren und
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schließt die Zuständigkeit staatlicher Gerichte typischerweise aus. Sie ersetzt die Jurisdiction Clause,

statt sie zu ergänzen, und ist bei internationalen Zulieferverträgen häufig üblich, weil Schiedssprüche

grenzüberschreitend vergleichsweise leicht vollstreckbar sind. Einkäufer sollten entscheiden, ob

Schiedsverfahren oder staatliche Gerichte zum Vertragsvolumen und zur Streitwahrscheinlichkeit

passen.

Methoden und Vorgehen bei der Verhandlung von
Gerichtsstandsklauseln
Die Ausgestaltung der Jurisdiction Clause folgt typischerweise dem Verhältnis von Verhandlungsmacht,

Vertragswert und Länderrisiko. Ein systematisches Vorgehen im Ausschreibungsmanagement

verhindert, dass Klauseln im Endspurt der Bieterkommunikation unüberprüft übernommen werden.

Klauselvarianten und ihre Wirkung

Die wichtigsten Varianten im Überblick:

• Ausschließlicher Gerichtsstand: nur ein benanntes Gericht ist zuständig, z. B. Sitz des Käufers – der

häufigste Käuferwunsch

• Alternativer Gerichtsstand: mehrere Gerichte stehen zur Wahl, z. B. Klage am Sitz einer Partei

• Gerichtsstand am Leistungsort: praktisch bei Lieferverträgen mit klarem Erfüllungsort

• Schiedsvereinbarung: Ausschluss staatlicher Gerichte, oft mit definiertem Schiedsort und

Verfahrensordnung

Ablauf im Einkauf: von der Anfrage bis zur Vertragsunterzeichnung

Bewährt hat sich ein früher Klauselcheck bereits in der Angebotsphase: Wer als Teil des

tender-Prozesses standardisierte Vertragsanhänge versendet, erkennt Abweichungsanträge von

Bietern früh und kann sie in einer Clarification Round strukturiert klären. Bei komplexen Verträgen mit

hohem Volumen, etwa einem Delivery Schedule Agreement oder einer Abnahmeverpflichtung, empfiehlt

sich die Einbindung der Rechtsabteilung vor Vertragsabschluss, nicht danach. Standardklauseln mit

Freigabeliste beschleunigen den Sign-off und senken den juristischen Einzelfallaufwand.

Wichtige KPIs zur Bewertung von Streitbeilegungsklauseln
Gerichtsstandsklauseln lassen sich nicht direkt quantifizieren, doch ihre praktische Qualität zeigt sich in

messbaren Größen des Einkaufs- und Vertragsmanagements. Diese Indikatoren helfen, Risiken

sichtbar zu machen und Verhandlungsprioritäten zu setzen.

Kennzahlen im Klauselmanagement

In der Praxis bewähren sich insbesondere:

• Anteil der Verträge mit dokumentierter Klauselprüfung

• Anteil der Lieferantenverträge mit abweichender Gerichtsstandsklausel

• Dauer von Vertragsverhandlungen bis Klausel-Einigung

• Anzahl laufender Rechtsstreitigkeiten je 100 aktive Lieferantenbeziehungen

Zusammenhang mit operativen Einkaufskennzahlen

Rechtsstreitigkeiten belasten indirekt operative Kennzahlen wie die Reklamationsrate und die

Ergebnisse der Reklamationsbewertung, weil unklare Zuständigkeiten Reklamationsprozesse
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verlangsamen. Auch bei der Rabattstaffelprüfung oder der Prüfung von Frachtkosten-Breakdowns

erleichtert eine klare gerichtliche Zuständigkeit am eigenen Sitz die Durchsetzung von Ansprüchen. Das

stärkt die Verhandlungsposition nachhaltig.

Risiken und Kontrollen bei Gerichtsstandsklauseln
Fehlerhafte oder unüberprüft übernommene Klauseln sind eine häufige Ursache für vermeidbare

Rechtsrisiken. Insbesondere bei internationalen Zulieferketten und der Einbindung von

3PL-Dienstleistern entstehen komplexe Zuständigkeitskonstellationen.

Typische Risiken

Die häufigsten Fehlerquellen im Überblick:

• Unreflektierte Übernahme von Standard-AGBs des Lieferanten (Stille Klauselübernahme)

• Fremdsprachige Klauseln ohne fachliche Übersetzung und Prüfung

• Inkonsistenzen zwischen Gerichtsstand, Rechtswahl und Sprache der Vertragsfassung

• Keine Regelung für Vorläufige Maßnahmen wie einstweiligen Rechtsschutz

Kontrollmechanismen im Einkaufsprozess

Wirksam sind Klausel-Richtlinien mit definierten Grenzen: So kann der Einkauf Standardklauseln bis zu

einem bestimmten Vertragswert selbst frei zeichnen, darunter verhandelte Abweichungen benötigen

Rechtsfreigabe. Bei Lieferantenwechsel oder Neuvergabe sollten übernommene Verträge nicht

unkritisch fortgeführt, sondern die Klauseln neu verhandelt werden. Auch im Rahmen des

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes relevanten Verträgen gehört die Prüfung der Streitbeilegung zur

Sorgfaltsprüfung, da Zuständigkeiten die Durchsetzbarkeit von Sorgfaltsanforderungen beeinflussen.

Rechtliche Fragen im Einzelfall sollte immer eine fachkundige Prüfung vornehmen.

Aktuelle Entwicklungen: Internationale Zuständigkeitsregeln und
Digitalisierung
Das Umfeld für Gerichtsstandvereinbarungen entwickelt sich weiter: Europäische Zuständigkeitsregeln,

internationale Übereinkommen und digitale Vertragswerkzeuge verändern den Umgang mit Jurisdiction

Clauses im industriellen Einkauf.

Internationale Rahmenbedingungen

Innerhalb der EU vereinheitlichen die Brüssel-Ia-Verordnung die Zuständigkeits- und

Vollstreckungsregeln; gewählte Gerichtsstände werden grundsätzlich anerkannt. Das Haager

Übereinkommen über Gerichtsstandsvereinbarungen (2005) verbessert die Durchsetzbarkeit gewählter

Gerichte über Landesgrenzen hinweg, wenn auch mit Vorbehalten einzelner Staaten. Für

DACH-Unternehmen mit Zulieferern außerhalb der EU bleibt die Vollstreckbarkeit ausländischer Urteile

ein zentrales Kriterium bei der Wahl zwischen Gerichtsstand und Schiedsklausel.

Digitalisierung des Vertragsmanagements

Digitale Vertrags- und CLM-Systeme ermöglichen es, Klauselbibliotheken mit vorab freigegebenen

Jurisdiction Clauses zu pflegen und Abweichungen systematisch zu dokumentieren. Bei digitalen

Beschaffungsplattformen und Ausschreibungsmanagement-Tools lassen sich Vertragsanhänge

frühzeitig in die Anfrage integrieren, sodass Bieter Abweichungen transparent ausweisen. Das reduziert
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Nachverhandlungen und beschleunigt den Vertragsabschluss.

Typische Kennzahlen
Anteil Verträge mit dokumentierter Klauselprüfung: > 95 %
typischer Zielwert im Vertragsmanagement reifer Einkaufsorganisationen

Abweichende Gerichtsstandsklauseln: < 10 %
Anteil der Verträge mit nicht-standardisierten Zuständigkeitsvereinbarungen

Verhandlungsdauer bis Klausel-Einigung: 1–2 Wochen
üblicher Richtwert bei Standardklauseln mit Freigabeprozess

Praxisbeispiel
Ein mittelständischer Maschinenbauer mit Sitz in Baden-Württemberg bezieht Präzisionsbauteile von

einem Zulieferer in Osteuropa. In den übernommenen Vertragsunterlagen des Lieferanten fand sich

eine ausschließliche Gerichtsstandklausel am Sitz des Lieferanten. Nach einer gravierenden

Qualitätsabweichung mit hoher Reklamationsrate blieb die Durchsetzung von Ersatzansprüchen

praktisch unmöglich, da die Prozesskosten und Risiken am ausländischen Gericht den Streitwert

überstiegen.

• Einführung einer Klausel-Richtlinie mit Pflichtfreigabe aller ausländischen Gerichtsstandsklauseln

• Standardklausel mit ausschließlichem Gerichtsstand am eigenen Sitz für Rahmenverträge

• Systematische Klauselprüfung bei jedem Lieferantenwechsel und jeder Vertragsverlängerung

• Für Hochvolumina ab definierter Schwelle Prüfung einer Schiedsklausel mit EU-Schiedsort

Fazit
Die Jurisdiction Clause ist ein scheinbares Detail am Ende des Vertrags, das im Streitfall jedoch über

Kosten, Dauer und Erfolgsaussichten der Rechtsdurchsetzung entscheidet. Einkäufer sollten sie nie

isoliert, sondern im Verbund mit Rechtswahl, Sprache und Streitbeilegungsmechanismen betrachten.

Standardisierte Klauselbibliotheken, klare Freigabeprozesse und eine frühzeitige Verankerung im

Ausschreibungsmanagement senken das Risiko ungewollter Zuständigkeiten. Besonders bei

internationalen Lieferbeziehungen lohnt der Vergleich zwischen staatlichen Gerichten und

Schiedsverfahren. Wer Gerichtsstandsklauseln systematisch managt, stärkt seine Verhandlungsposition

und reduziert vorbeugende Rechtsrisiken erheblich.

Häufige Fragen

Was ist eine Jurisdiction Clause?

Eine Jurisdiction Clause ist eine vertragliche Gerichtsstandvereinbarung, die festlegt, welches Gericht

bei Streitigkeiten aus dem Vertrag zuständig ist. Sie regelt damit den Ort der Rechtsdurchsetzung und

wirkt sich auf Verfahrenskosten und -dauer aus. In deutschen Verträgen entspricht sie weitgehend der

Gerichtsstandsvereinbarung.

Was ist der Unterschied zwischen Jurisdiction Clause und Choice of Law?

Die Jurisdiction Clause bestimmt das zuständige Gericht, die Choice-of-Law-Klausel das anwendbare

Recht. Beide Klauseln sind unabhängig voneinander und können unterschiedlich vereinbart werden. In
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der Praxis werden sie meist als konsistentes Paket verhandelt, um Auslegungskonflikte zu vermeiden.

Welcher Gerichtsstand ist für Einkäufer vorteilhaft?

Typischerweise bevorzugen Einkäufer den ausschließlichen Gerichtsstand an ihrem eigenen Sitz, da

dies Prozesskosten, Reiseaufwand und Rechtsrisiken senkt. Bei leistungsstarken Lieferanten oder

strategischen Partnern kann auch ein neutraler Gerichtsstand oder ein Schiedsverfahren sinnvoll sein.

Die Wahl hängt von Vertragswert, Länderrisiko und Verhandlungsmacht ab.

Ist eine Gerichtsstandvereinbarung im Rahmen von AGB wirksam?

Gerichtsstandvereinbarungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unterliegen strenger

Inhaltskontrolle und können unwirksam sein, wenn sie eine Partei unangemessen benachteiligen. Im

B2B-Bereich mit beiderseitsenen Kaufleuten sind die Spielräume größer als im Verbrauchsgeschäft. Im

Einzelfall sollte die Wirksamkeit stets rechtlich geprüft werden.

Wann ist eine Schiedsklausel besser als ein Gerichtsstand?

Schiedsklauseln eignen sich vor allem bei internationalen Verträgen, weil Schiedssprüche auf Basis

internationaler Übereinkommen grenzüberschreitend leichter vollstreckbar sind. Zudem bieten sie

Vertraulichkeit und oft schnellere Verfahren. Bei kleineren Streitwerten können staatliche Gerichte

aufgrund niedrigerer Kosten jedoch wirtschaftlicher sein.


